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SACHVERHALT tJND ANTRGE 

Die Prflf.ungskommission für die europische Eignungsprüfung 

des Europâischen Patentamts hat mit Entscheidung vom 

18. Januar 1982 die Zulassung des BeschwerdefUhrers zur 

europaischen Eigungsprüfung abgelehnt. Zur Begründung 

führte sie aus, daB der Bewerber die Zulassungsbedingung 

eines vierjàhrigen Praktikums gemäB 1 irtikel 7 (1') b) der 

"Vorschriften flber die europäische Eigungsprüfung für die 

beim Europäischen Patentamt zugelassenen Vertreter" 

(AB1 EPA 1978, 101; nachstehendVEP) nicht erfülle. Die 

geforderte Praktikumszeit von vier Jahren liege, was unstrei-
tig ist,noch nicht vor. Eine VerkUrzung dieser Zeit aufgrund 

Art. 8(2) VEP in Verbindung mit der Mitteilung der Prüfungs-

koinmission in AB1 EPA 1980, 218, 221-5.4.3 sei jedenfalls 

bis zum Beginn der europaischen Eigungsprüfung am 12. Mai 1982 

nicht möglich. Die Ausbildung des Bewerbers könne nämlich bis 

zu diesem Zeitpunkt nicht mehr "mit der Zulassung zur Patent-

anwaltsprUfung abgeschlossen" werden. 

Gegen diese Entscheidung legte der BeschwerdefUhrer mit 

Schreiben vom 9. Februar 1982 Beschwerde em. Im Beschwerde-

verfahren legte er schriftlich und mUndlich in wesentlichen 

dar, daB eine Bcksichtigung seiner Kandidatenausbildung 

in dem zeitlichen Umfang, indexn sie bis zum Beginn der 

europaischen Prflfurig schon abgeleistet sei, möglich erscheine. 

Der geforderte AbschluB dieser Kandidatenzeit sei keine zwin-

gende Voraussetzung für eine Anerkennung bereits geleisteter 

Ausbildungszeit. Der planmäBige AbschluB der Kandidatenzeit 

sei mit Sicherheit zu erwarten. Wenn jedwede Anerkennung 

bereits geleisteter Ausbildungszeit vor diesem förmlichen Ab-

schiuB versagt würde, so würde dadurch der Gleichheitsgrund-

satz verletzt. Ein Bewerber, der sich der Kandidatenausbildung 

bei DPA/BPatG njcht unterziehe, sondern sein Praktikum in 
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Sinne von Art. 7(1) b) i) VEP fortsetzè, wilrde diese Zeit 

voll angerechnet bekommen. Darin liege auch eine Ungerechtig-

keit, die urn so gröl3er würde, je ungflnstiger sich für den 

einzelnen Bewerber die Umstände darstellen. Je nach dem, wann 

ein Bewerber sein Praktikurn beginne, wann die Zulassung zur 

nationalen oder europäischen Prüfung zu beantragen sei, wel-

chen nationalen oder europäischen Zeiterfordernissen er dann 

entspreche, wann die PrUfungen stattfnden und wie lange sie 

in Anspruch nàhmen,mUsse der einzelne Bewerber eine äu-Berst 

unterschiedliche Zeit aufwenden; diese wUrde von 4 

Jahren bis zu 6 Jahren reicIn. Zur Begrflndung seines Hilf s-

antrags fUhrte der BeschwerdefUhrer aus, daB die Zulassung zur 

europäischen PrUfung jedenfalls auflösend bedingt ausgespro- 

chen werden könne. Er könne sich dann der europäischen PrUfung 

unterziehen und gleichzeitig die deutsche Kandidatenzeit zu 

Ende fflhren. Nur in dern unwahrscheinlichen Fall, daB die 

letztere nicht zum AbschluB komme, wtirde die Zulassung zur 

europäischen Prüfung rUckwirkend entfallen und die Prflfung 

ihre GUltigkeit verlieren. 

III. In der mflndlichen Verhandlung vom 22. April 1982 hob der 

Beschwerdeführer hervor, daB seinem Antrag jedenfalls unter 

zwei rechtlichen Gesichtspunkten entsprochen werden könne. 

Einmal könne man die Ubergangsbestiinmung des Artikels 24(2) 

VEP auch auf Beschäftigungen, ISv Artikel 8(2) VEP an-

wenden. Dies würde bedeuten, daB soiche Beschaftigungen zwar 

mit den zeitlich vorgesehenen Grenzen anzurechnen sein, es 

aber eines formalen Abschlusses der Beschäftigung nicht bedUrfe. 

Abgesehen davon aber, sei es als ermessensmjBbru1jch anzusehen, 

wenn die PrUfungskommjssion bei der Anwendung von Artikel 8(2) 

VEP für die .Kandidatenzejt bei den deütschen Paten.tbehörden auf den 

in der deutschen Ausbildurigsordnung formell 
vorgesehenen Tejlabschnjtte nicht bereits dann berUcksichtige, 

wenn diese mit einem durch die Beurteilung bestätigten Erfoig 

abgeschlossen seien.Dieses Prinzip fflhre zu einer unnötigen 
Hàrte für Bewerber, die bis zurn Beginn der europâischen Eignungs- 

prüfung die deutsche Ausbildung zwar noch nicht beendet, aber 
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doch so viele der offiziellen Teilabschnitte abgeschlossen 
hätten, daB deren proportionale Anrechnung für eine Zulassung 
zur europäischen Prilfung ausreichen wflrde. 

HinsichtliCh des Sachverhalts wird im Ubrigen auf die Akten 
Bezug genoinmen, insbesondere hinsichtlich der Tatsachen, die 

die Zulässigkeit der Beschwerde begrilnden und hinsichtlich 
des weiteren Vorbringens des Beschwerdefilhrers. 

Der BeschwerdefUhrer stelite am Ende der mUndlichen Verhand-
lung den Hauptantrag, 

die angefochtene Entscheidung aufzuheben und ihn 
zur dritten europâischen Eignungsprilfung im Mai 1982 
zuzulassen. 

Hilfsweise beantragte er, 

seine Zulassung mit der MaBgabe auszusprechen, daB 
seine Eintragung in die Liste der zugelassenen Vertreter 
gemäB Artikel 134(2) EPU erst erfolgt, wenn die Kandidaten-
zeit bei DPA/BPatG in ihrer Gesamtheit abgeschlossen ist. 

ENTSCHEIDUNGS GRtJNDE 

Die beschwerde entspricht Artikel 23 VEP und Artikel 6 der 
Ergnzenden Verfahrensordriung der Beschwerdekaxnmer in 
Disziplinarangelegenheiten; sie ist daher zulässig. 

Die Beschwerdekairtiner in Disziplinarangelegenheiten ist gemäB 
Artikel 23(1) und (3) VEP zustandig zu prUf en, ob durch Entschei-
dungen der PrUfungskommission die Vorschriften ilber die 
europäische Eignungsprflfung für die beim EPA zugelassenen 
Vertreter verletzt wurden. Zur Entscheidung steht hier em-
mal die Frage, ob die Prflfungskommission die VEP dadurch 
verletzt hat, daB sie deren Artikel 8(2) und 24(2) nicht in 
der vom Beschwerdeftjhrer dargelegten Weise angewendet hat.Des weitere 
ist zu entschejden, ob die Prüfungskommission durch ihre Mitteilung 
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in AB1 EPA 1980, 218, 221-5.4.3, in der richtigen Weise 

von der Ermâchtigung nach Artikel 8(2) VEP Gebrauch gemacht 

hat, also den AbschluB der Ausbildung bei den deutschen 

Patentbehörden fordert und eine abschnittsweise Berflck-

sichtigung dieser Ausbildung ablehnt. 

Der Argumentation des BeschwerdefUhrers, daB es in der Uber-

gangszeit nach Artikel 24(2) VEP auf einen AbschluB der 

Spezialpraktika iSv Artikel 8(2) VEP nicht ankomme, sondern 

diese in dem Umfang, In.dein sie vorLLegen, angerechnét werden 

könnten, kann nicht gefolgt werden. Dies 1st bereits in der 

Entscheidung D 02/81 vom 4. Februar 1982 gesagt. Artikel 24(2) 

VEP bezieht sich in seinem Wortlaut nur auf Artikel 7 VEP. 

Es ware sinnwidrig, diese Ubergangsbestixnmung in elne Ver-

bindung mit Artikel 8 VEP zu bringen, wo es keine regelungs-

bedürftige Ubergangssituation gibt. 

Was die Berflcksichtigung der Ausbildung bei den deutschen Patent- 

behörden anbelant, so begegnet es zunächst keinen Bedenken,daB 
die Prufungs]çommiss ion 	 - 
/als erfoigreichen AbschluB des Spezialpraktikums nicht das be- 

standene Examen fordert, sondern die Zulassung zu diesem 

Examen verbunden mit dem zeitlichen AbschluB der Ausbildungs-

zeit genflgen laBt. Nach der deutschen "Ausbildungs- und 

Prflfungsordnung gemäB § 12 der Paten tanwaltsordnung " sind 
der AbschluB der Ausbildung und die Zulassung zur Prtifung 

zusanniengehörende Elemente. Den steht nicht entgegen, daB 

die Zulassung zur Prflfung schon zwei Monate vor Ablauf der 

Ausbildungszeit beantragt werden kann. Die Zulassung kann 

nämlich widerruf en werden, wenn ein letzter Ausbildungsab-

schnitt nicht mit Erfolg beendet wirdw Die Zulassung zur 

Prüfung und der AbschluB der Ausbildung verbürgen daher 

zusammen, daB das Ziel der Ausbildung in Sinne von § 6 der 
genannten Ausbildungs- und Prflfungsordnung erfUhlt ist. 

Die Ausbildung bei den deutschen Patentbehörden kann daher 

auf jeden Fall darin als in Sinne von Artikel 8(2) VEP erfoig-

reich abgeschlossen angesehen werden, wenn sie "mit der 

Zulassung zur Patentanwaltsprufung abgeschlossen" 1st. 

Dies bedeutet, daB die Zulassung zur Patentanwaltsprufung 

7orliegt und die Ausbildung in ihrer Gesamtheit zeitlich 
beendet 1st. 

I 
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Es nag sein, daB eine Anrechnung der deutschen Ausbildung 
nur in ihrer Gesarntheit von 12 Monaten mit der Wirkurig einer 
Verkürzung der Beschäftigungszeit urn 10 Monate in Einzel-

fall für den Bewerber zu einem unbefriedigenden Ergebnis fflhrt. 
Dies ist dann der Fall, wenn der Bewerber bei proportionaler 
Anrechnung von Teilabschnitten der deutschen Ausbildung schon zu 
einer frUheren europaischen EignungsprUfung zugelassen werden 

könnte. Im Grenzfall kann dabei die Situation eintreten, daB 
ein Bewerber seine deutsche Ausbildung nur wenige Tage nach 
Beginn einer europäischen EignungsprUfung abschlieSt. Falls 
ihm die BerUcksichtigung von Teilabschnitten der deutschen 
Ausbildung versagt bleibt, kann er nur zur nächstfolgenden 
europäischen Eignungsprufung zugelassen werden, nuB also 
in der Regel ein volles Jahr warten. 

Trotz dieser praktisch gegebenen Situation kann es nicht als 
ermessensmiBbräuchlich angesehen werden, wenn die Prüfungs-
kommission von der Berficksichtigung von Teilabschnitten, sei 
es der deutschen Ausbildung, sei es des Studiums beim CEIPI 
in StraBburg abgesehen hat. Artikel 8(2) VEP verlangt, daB 
ein Spezialstudium oder -praktikum erfoigreich abgeschlossen ist. 

Unter einem derartigen Studium oder Praktikum muB daher wohl em Bi idungs- 
/abschnitt verstanden werden, der in sich einen eigenen Bildungs-
wert hat. Es erscheint daher eher zweifelhaft, ob die Anerkennung 
von Teilabschnitten Artikel 8(2) VEP entsprechen wiirde. Dabei 
ist zu bedenken, daB auch Artikel 8(1) VEP die Vollendung von 

4 Prflferjahren beim EPA verlangt, bevor Uberhaupt eine Verringerunq 
der Beschâftigungszeie eintreten kann.Die Prtifungskommission 
darf auch darauf bedacht sein, daB das von ihr gewählte System 
in der Gesamtheit der Fälle praktikabel ist, auch wenn es nicht 
in jedem Einzelfall zu einem befriedigenden Ergebnis fUhrt. 

Elne BerUcksichtigung von Teilabschnjtten eines Spezialstudjums 
oder - praktj]cwns 1st allerdi.ngs in Sinne einer richtigen Anwendung 
von Artjkel 8(2) VEP nicht als ZWingend anzusehen. In der Hand-

habimg dieser Bestlinnung durch die PrUfungskommission kann daher 
ein ErmessensmjBbrauch nicht erkannt werden. 
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Die gerUgte Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes kann 
weder in Artikel 8(2) VEP selbst, noch in der Art seiner 
Handhabung durch die Prflfungskommission gesehen werden. 
Es trif ft zwar zu, daB un Hinblick auf die ErfUllung von 
BeschAftigungszeiten iSv Artikel 7(1.)b) VEP ein Bewerber, 
der sich im nationalen Bereich Spezialstudien oder - praktika 
unterzieht,schlechter steht, als ein Bewerber, der lediglich 
Tatigkeiten iSv Artikel 7(t)b) erfUllt. Es nag auch zutreffen, 
daB die Spezialstudien oder- praktika 'ion besonderem Wert sind. 
Tätigkeiten nach Artikel 7(1)b) und nach Artikel 8(2)VEP sind aber 

verschiedener Art und die Tätigkeiten nach Artikel 7(1)b) 
sind diejenigen, die grundsätzlich als Zulassurigsbedingung für die 
europaische Eignungsprflfung vorgeschrieben sind. In diesen Tätig-
keiten 

/werden die gewUnschten Erfahrungen in den angestrebten Beruf 
eines zugelassenen Vertreteres vor dem EPA gesainmelt. Die euro-
päische EignungsprUfurig ist darauf abgestellt, festzustellen, 
ob ausreichende Erfahrungen und praktisches Können in soichen 
Tätigkeiten vorliegen. Nach der Konzeption der VEP, die ua 
auch von den gegebenen Verhältnissen und Möglichkeiten in der 
Gesantheit der Vertragsstaaten des EPU ausgehen nuB, bedarf 
es der genannten Spezialstudien und- praktika für die Zulassung 
zur europäischen Eignungsprflfung grundsâtzlich nicht. Sie 
können lediglich in zeitlich beschränktem Uinfang berUcksichtigt 
werden. Es kann daher nicht die Rede davon sein, daB Artikel 8(2). 
VEP oder die Art seiner Handhabung gleiche Tatbestände ungleich 
behandelt, also den Gleichheitsgrundsatz verletzen. 

Den Beschwerdefilhrer kann allerdings darin zugestilnint werden, 
daB es je nach Lage des Einzelfalles von Bewerber als Härte 
empfunden werden kann, wenn die Erfüllung nationaler PrUfungs-
voraussetzungen auf der einen Seite und die ErfUllung europäischer 
Prilfungsvoraussetzungen auf der anderen Seite zu einer Verlängerung 
der Gesamtbildung fflhren und diese Verlängerung von Fall zu 
Fall sehr unterschiedlich ist. Soiche mögliche Härten., 
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die sich im Einzelfall für den Bewerber ergeben mögen, können 
aber für die Disziplinarkanurter als Rechtsprechungsinstanz 
kein Grund sein, den Artikel 8(2) VEP oder seine Handhabung 
durch die PrUfungskommission zu beanstanden. Eine gröBere 
HarmonisierUng nationaler und europäischer Prüfungsvoraus- 
setzungen mit dem Ziel, daB einem Bewerber, der beide PrUfungen 
ablegen will, nicht unverhältnisntäl3ig lange Ausbildungs- und 
Wartezeiten zugemutet werden, muB anderenStellen Uberlassen 
bleiben. 

Was den Hilfsantrag des BeschwerdefUhrers anbelangt, so ist 

zu sagen, daB eine bedingte Zulassung zur euro- 
päischen Prüfung den Artikein 7 und 8 VEP nicht entsprechen 
wfirde. Artikel 7 VEP geht davon aus, daB das vierjahrige 
Praktikum Voraussetzung für die Zulassung zur europischen 
EignungsprUfung ist, also vor ihrem Beginn abgeleistet sein 
muB. AuchTatbestände, die nach Artikel 8 VEP eine Verkfirzung 
dieses Praktikums ermöglichen, mUssen daher vor Beginn der 
europäischen Prflfung vorliegen. 

Aus diesen GrUnden 

wird wie folgt entschieden: 

Die Beschwerde gegen die Entscheidung der Prilfungs- 
koxnmission für die europäische Eigungsprflfung des 
Europäischen Patentamts von 18. Januar 1982 wird zu-
rückgewiesen. 
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